
Leserbrief zum Artikel "Einsatz für das Leben von Mutter und Kind" in KIRCHE

heute 8+9l20t3^

,,Pro Femina" benutzt als nicht staatlicher Verein für Schwangerschaftskonflikt-
Beratung den Terminus ,,ungewollt" zur Beschreibung von Schwangerschaften,
die im Kontext der sog. ,,sozialen lndikation" durchaus das Ergebnis des,,einver-
nehmlichen Sexualverkehrs der Partner" und nicht einer tatsächlich ungewoll-
ten, weilgewaltsamen Schwängerun& sprich Vergewaltigung, sind. Es wäre des-

halb hilfreicher, von ,,ungeplanten Schwangerschaften" zu sprechen, da solche
Fehlbezeichnungen leider zu allgemeinen gesellschaftlich akzeptierten Tolerie-
rung dessen beitragen, was die Beratung eigentlich zu verhindern sucht: die Ab-
treibung, d.h. die Tötung eines ungeborenen Menschenkindes.
Die geltende Gesetzeslage erlaubt es schwangeren Frauen eine,,nicht legale, aber
straffreie Abtreibung" im Rahmen der sog. ,,sozialen lndikation" (= Schwanger-
schaft zum nicht passenden, bzw. nicht geplanten Zeitpunkt) nach entsprechen-
der staatlicher Beratung durchführen zu lassen. Dass es aber auch Arzte und
Fachpersonal gibt, die aus Gewissensgründen solche tödlichen Eingriffe verwei-
gern und dafür persönliche, berufliche Einbußen hinnehmen müssen, wird in den

med ia len Pro-Abtrei bu ngs-Stell u ngsna hmen a ls Ska nda I kritisiert.
Dass selbst einer Krankenkasse in der BRD das Werben um Mitglieder untersagt
wurde, die sich mit ihrem Beitritt ausdrücklich ,,für das Leben" und gegen eine
Abtreibung entscheiden, lässt erahnen, wie schwer sich unser demokratischer
Rechtsstaat mit der Wahrung des unveräußerlichen Menschenrechts auf Leben

(vom Beginn der Zeugung an) noch immer tut.
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Zum Beitrag,,Einsatz ftir das Leben von Mutter und Kind. in Nr. g+9/2013: personal gibt, die aus Gewissensgriinden sol-
che tödlichen Eingriffe verweigern und da,
für persönliche, berufliche Einbußen hin-
nehmen mtissen, wird in den medialen pro-
Abtreibungs-Stellungsnahmen als Skandal
kritisiert.

Dass selbst einer Krankenkasse in der
BRD das Werben um Mitglieder untersagt
wurde die sich mit ihrem Beitritt ausdnic[-
lich ,,für das Leberi' und gegen eine Ab-
treibung entscheiden, lässt erahnen, wie
schwer sich unser demokratischer Rechts-
staat mit der Wahrung des unveräußerli-
chen Menschenrechts auf Leben (vom Be-
ginn der Zeugangan) noch immer tut.
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Monipulotion mit der Sproche

,,Pro Femina" benutzt als nicht staatlicher
Verein fi.ir Schwangerschaftskonflikt-Be-
rafung den Terminus ,,ungewollt" zurBe-
schreibung von Schwangerschaften, die im
Kontext der so genannten ,,sozialen Indi-
kation'durchaus das Ergebnis des ,,ein-
vernehmlichen Sexualverkehrs der partner',
und nicht einer tatsächlich ungewollten,
weil gewaltsamen Schwängerung, sprich
Vergewaltigung, sind Es wäre deshalb hilf-
reicher, von,,ungeplanten Schwangerschaf-
ten' zu sprechen; da solche FehlLezeich-
nungen leider zu allgemeinen gesellschaft-

lich akzeptierten Tolerierung dessen bei-
tragen, was die Beratung eigentlich zuver-
hindern sucht: die Abtreibung - das heßt
die fütung eines ungeborenen Menschen-
kindes.

Die geltende Gesetzeslage erlaubt schwan-
geren Frauen eine ,,nicht legale, aber straf-
freie Abtreibung" im Rahmen der so ge-
nannten ,,sozialen Indikation' (das heißt
Schwangersch aft zumnicht passenden bzw
n]cht geplanten Zeitpunkt) nach entspre-
chender staatlicher Beratung durchführen
zu lassen. Dass es aber auch Arzte und Fach-


